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Der Geſetzentwurf betreffend den Schutz der Brief
n und den Brieftauben Verkehr im Kriege wirdr des Abg Lenzmann an eine Kommſſſon von

ſieben Mitgliedern verwieſen und hierauf die zweite Berathung
des Militäretats beim Kapitel Geldverpflegung der Truppen

eſetztſorts e ſeKensminiſter von Bronſart Jn einer Zeitung welche
mich wegen meiner Aeußerungen vom Sonnabend angegriffen
hatte finde ich heute einen Artikel welcher ausdrückt daß die
Zeitung nunmehr meine Aeußerungen milder auffaßt und zwar
motivirt ſie dieſe mildernde Auffaſſung mir gegenüber damit daß

ich geſtern meine Aeußerungen vom Sonnabend weſentlich ein
geſchränkt und abgeſchwächt hätte Das iſt mir gar nicht ein
gefallen Hört hört links Jch denke auch garnicht daran
ein Wort davon zu ſtreichen oder abzuſchwächen Jch habe
geſtern hier nur ausdrücklich hervorheben wollen daß ich mich
dagegen verwahren müßte wenn man mich hinſtellt als einen
Vertreter des Fauſtrechts

Jch habe nur ausdrücken wollen daß derjenige welcher
einen anderen angreift und ſich an ihm vergreift ungeſetzlich
handelt und daß das unerlaubt iſt daß man aber unter Um
ſtänden demſelben mildernde Umſtände e muß muß
unterſtrichen Jch habe wörtlich nach dem ſtenographiſchen
Bericht geſagt in Bezug auf den Fall Kirchhoff Allerdings
wenn man ſich an einem Menſchen vergreift ſo wird man
beſtraft und das iſt auch ganz in der Ordnung Jch
weiß alſo nicht wie man daraus herleiten kann
als hätte ich es als ein natürliches Recht hingeſtellt
Es iſt ferner an demſelben Tage hier allen Abgeordneten und
auch mir ein Schreiben zugegangen vom vBerliner Tageblatt
Da heißt es in einem Paſſus V n Niemals iſt
in unſerm Prozeſſe von uns ein Wahrheitsbeweis über Vor
gänge verſucht worden an die man nach der Rede des Kriegs
miniſters denken muß ſondern nur über die beiden einzelnen
in der Notiz behaupteten Thatſachen die jede für ſich
genommen nicht geeignet waren einen Makel auf

die Familie des General Kirchhoff zu werfen, hier
ein Auszug aus dem Erkenntniß der lautet folgender
maßen Der von dem Angeklagten der ſich hier vertheidigte

erhobene eventuell darüber angebotene Beweis daß die Tochter
des Generals Kirchhoff ſich mit dem Burſchen ihres Vaters
eingelaſſen habe und verſchwunden ſei wäre unerheblich weil
anzunehmen ſei daß dieſe Thatſache nur auf Klatſcherei u ſ w
zurückzuführen ſei Meine Herren das nimmt ſich doch
anders aus als das was hier in der Mittheilung vom 5
geſagt iſt Jch wundere mich der Geduld des Papiers aber
ich glaube darüber iſt nichts weiter zu ſagen VBeifall

Abg Bebel Soz meint daß er nunmehr auch auf den
Fall Kirchhoff zurückkommen dürfe Ich wollte nur konſtatiren
daß die ſich gründlich irren welche glauben daß der Kriegs
miniſter etwas von ſeinen Worten zurückgenommen habe Jch
freue mich daß feſtgeſtellt iſt daß nach wie vor das alte Syſtem
in Preußen herrſcht Außerdem iſt feſtgeſtellt durch die geſtrigen
Erklärungen des Geheimraths Seidenſpinner daß der General

Kirchhoff nicht erſt am Tage des von ihm verübten Attentates
Kenntniß davon erhalten habe daß er gemeint geweſen ſei

Darauf tritt das Haus in die materielle Berathung des
oben genannten Titels ein

Abg Bebel tadelt die Organiſation der Offizier und
Beamtenvereine durch welche die Privat Gewerbetreibenden ge
ſchädigt würden Dieſe Vereine ſowohl wie auch die Kantinen
nehmen trotz der zweijährigen Dienſtzeit noch
immer die Dienſte aktiver Mannſchaften in Anſpruch ſo daß all
jährlich viele Hunderte von Mannſchaften dem Dienſt entzogen
worden Die Ueberſchüſſe dieſer Kantinen werden oft iu unge
rechtfertigter Weiſe verwendet fo z B zum Ankauf von Kutſch
pferden Equipagen Miethung von Schuppen 2c Dieſe Ein
richtungen müßten möglichſt beſeitigt werden wie das
der General von Haeſeler für ſein das elſaß lothringiſche Armee
korps bereits gethan habe Auffällig ſind auch die Notizen der
Preſſe über die Jnanſpruchnahme von Mannſchaften bei großen
Treibjagden ſo in Gotha Oels in der Provinz Sachſen Koſel
Wie iſt das bei der zweijährigen Dienſtzeit noch möglich Das
iſt doch keine Verwendung der Mannſchaften bei der ſie für
den Kriegsdienſt ausgebildet werden es ſcheint alſo auch bei
der zweijährigen Dienſtzeit noch viel übrige Zeit zu ſein Ferner
beſchweren ſich die Bankbeamten daß Unteroffiziere und Vize
feldwebel diätariſch gegen ein Gehalt von 2,50 Mk beſchäftigt
werden ſo bei der Diskonto Geſellſchaft Berliner Bankverein c
Es iſt klar daß dieſer Gebrauch den Bankbeamten große Kon
kurrenz macht Bei großen Diners der Offiziere in Straß
burg werden Mannſchaften zum Aufwarten kommandirt
die den berufsmäßig ausgebildeten Perſonen dadurch das Brod
nehmen Dieſen ungehörigen Zuſtänden muß die Militär
verwaltung unbedingt ein Ende machen

Kriegsminiſter v Bronſart Jch bedaure daß der Abg
Bebel mit feinem lebhaften Intereſſe für die Armee ein ſo
eringes Verſtändniß für ihre Einrichtungen verbindet
Nilitäriſche Konſumvereine kenne ich nicht Kantinen ſind

eine ſehr nützliche Einrichtung in detachirten Forts müſſen wir
ſie haben auch Mannſchaften dazu kommandiren inmitten großer
Städte können wir ſie entbehren Das Allerneueſte war daß wir aus
den Ueberſchüſſen der Kantinen Kutſchpferde kaufen Zu Treibjagden
werden die Leute nicht kommandirt ſondern ſie kommen frei
willig und das Angebot iſt noch immer r 7 als die
Nachfrage Die preußiſchen Jägerbataillone haben das Ehren
recht bei Jagden Sr M des Königs als Treiber zu fungiren
Wie ſollte ich als Kriegsminiſter der Truppe dies Ehrenrecht
nehmen ich könnte mich nicht mehr ſehen laſſen Die Leute
lernen aber auch etwas dabei Eine Treiberlinie hat große
Aehnlichkeit mit einer aufgelöſten Schützenlinie und für den
Rekruten iſt es eine ſehr nützliche und geſunde Unterbrechung
wenn er bei der Jagd treibt Nun erſt das Feldtreiben dabei bekomm
der Betreffende erſt ein Bild davon was es heißt umfaſſender An
gif auf Haſen Lachen links Wenn bei den Treibjagden bei
r erlin einer der Zuſchauer in die Beine geſchoſſen wird ſchreit
d ganze Preſſe Zeter Mordjo Die Leute ſollten dankbar ſein
aß die Soldaten das Terrain abſperren Was die Nebenbe

ſchäfti wo Soldaten betrifft ſo ſehe ich nicht ein weshalb der
uicht r freie Zeit dazu benutzen ſoll ſich etwas zu

Warum ſoll er nicht dem Nachbar Holz ſpalten

Veiblatt zu Nr 110 der St

Waſſer holen oder in den Bankſtuben arbeiten Bei Offiziers
diners haben ſo lange ich denken kann noch nie Zivilaufwärter
aufgewartet er iſt alſo keine Konkurrenz erwachſen

Abg v Kardorff konſtatirt daß die Jägerbataillone mit

großer Freude treiben 2Abg Bebel Jch wundere mich daß der Kriegsminiſter
von ſo vielen Dingen die in der Armee vorkommen ſo weni
Kenntniß hat Er hat nichts von dem widerlegt was ich
geſagt habe er hat es nur zu rechtfertigen verſucht Daß
Kantinen nur in Forts beſtehen wogegen ich nichts hätte iſt
unrichtig Es beſtehen mindeſtens 300 in Preußen Alle
meine Mittheilungen kommen aus beſter Quelle und wenn der
Kriegsminiſter jetzt einmal eine Umfrage anſtellen läßt ſo wirder ſich davon überzeugen Der Miniſter hat die RNützlichkeit

der Treibjagden ſo vertheidigt daß es ſcheint als ſollten
künftig in das Exerzierreglement aufgenommen werden Die
Worte des Miniſters ſind geeignet überall lebhaftes Erſtaunen
und Kopfſchütteln hervorzurufen Ob die Soldaten ſich frei
willig dazu melden thut nichts zur Sache ebenſo wenig ob ſie
es mit Vergnügen thun Bisher wenigſtens gehörte die Ver
wendung der Mannſchaften zu Treibjagden nicht zu der dienſt
lichen Ausbildung der Truppen Der Miniſter hat auch weiter
die Theilnahme der Mannſchaften an Treibjagden zu nicht eben
geiſtreichen Scherzen benutzt ſo in dem was er über die Berliner
und ihre Anweſenheit bei den Jagden ſagte Daß man die Truppen
benutzt um die Berliner davor zu ſchützen daß ſie nicht an Orten ge
troffen werden wo ſie nicht getroffen werden wollen iſt auch
eine neue Auffaſſung von den dienſtlichen Pflichten der Mann
ſchaften Der Miniſter ſagt man könne den Leuten keine Vor
ſchriften darüber machen wie ſie ihre freie Zeit benutzen ſollen
Die Leute wären froh wenn es ſich ſo verhielte Aber die
Leute werden auch nicht etwa auf Stunden ſondern dauernd
in den Bankbureaus beſchäftigt und machen damit den An
geſtellten eine erdrückende Konkurrenz Es iſt hier auf einem
anderem Gebiete daſſelbe wie das was wir bei der Konkurrenz
der Militärmuſiker getadelt hahen Daß die Mannſchaften bei
Offizierdiners aufwarten mag altpreußiſche Gepflogenheit
ſein in ElſaßLothringen ift es neu denn die Aufwärter
heſchweren ſich darüber und mit Recht Die Armee die durch
die Steuern der Bevölkerung erhalten wird darf dieſer nicht
Konkurrenz machen

Kriegsminiſter von Bronſart Der Abg Bebel ſagt immer
was ich ſage iſt unrichtig was er ſagt iſt richtig Darum iſt
mit ihm ſchwer zu debattiren Jch habe nicht geſagt die Theil
nahme der Soldaten an den Treibjagden ſei nothwendig
ſondern ich habe nur geſagt ſie verbinden dabei das Nützliche
mit dem Angenehmen ſie bewegen ſich in friſcher Luft und
lernen dabei etwas Der Abgeordnete Bebel ſfagt
ich ſei uicht ſehr geiſtreich gewefen dergleichen Höflichkeiten
nehme ich ihm nicht übel Bei großen Diners nimmt der ver
heirathete Offizier weder in Preußen noch im Elfaß Mann
ſchaften zum Aufwarten fondern ſtets Privataufwärter

Sächſiſcher Major Vitzthum v Eckſtädt konſtatirt in
Sachſen exiſtiren allerdings militäriſche Konſumvereine die aber
den Privatgewerbetreibenden keine Konkurrenz machen und deren
Ueberſchüſſe auch ſtets den W 7 zu Gute kommen
Nicht richtig könne es ſein wie Bebel behauptet habe daß die
Mannſchaften in Dbbeln gezwungen worden fſeien in den

Konſumvereinen zu decken widrigenfalls ſie zwei Tage Haft
bekommen

Abg Bebel Es kam mir nicht darauf an geiſtreich ſon
dern wahr zu ſein

Die Titel 7 werden genehmigt ebenſo die übrigen
Titel dieſes Kapitels nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion

Bei demſelben Kapitel des württembergiſchen Etats bemerkt
Abg Beckh Es ſei behauptet worden daß bei der Ent

hüllungsfeier eines Kaiſer Friedrich Denkmals in Heilbronn
die Theilnahme von Offizieren und Mannſchaften verboten
worden ſei weil bekannt geworden ſei daß ein Kranz mit
kern Schleife niedergelegt werden ſollte

ürttembergiſcher Oberſt Frhr v Watter Von Seiten
des württembergiſchen Kriegsminiſteriums iſt in dieſer Sache
in keiner Weiſe eingegriffen worden Jch kenne die Angelegen
heit nur aus den Zeitungen und weiß nicht in wie weit etwa
ein Regimentskommandeur in der angegebenen Weiſe vor
gegangen iſt

Abg Beckh Jch habe die Sache nur angeregt weil es
Thatſache iſt daß an dem betreffenden Tage eine Hoffjagd ſtatt
gefunden hat daß ferner Offiziere und Mannſchaften an der
Enthüllung nicht theilgenommen haben und daß die Muſik bei
der Enthüllungsfeier nicht in Uniform erſcheinen durfte

Der Titel wird bewilligt
Bei Titel 21 Zuſchüſſe zur Viktualienverpflegung Manöver

koſten bemängelt
Abg Brökmann Ztr daß die Entſchädigungen für Ein

quartirung zu gering bemeſſen ſeien
Referent v Podbielski konſtatirt auch in der Kommiſſion

ſeien Klagen in der bezeichneten Richtung laut geworden Die
Kommiſſion ſei der Anſicht geweſen daß Abhilfe nothwendig
ſei Auch der preußiſche Kriegsminiſter habe Entgegenkommen
r Indeſſen ſollen durch Verſuche bei zwei Armeekorps
erſt Unterſuchungen über die Vermehrung der Koſten angeſtellt
werden

Der Titel wird bewilligt
Kapitel 25 enthält die Naturalverpflegung Jn

Titel 5 Viktualienverpflegung und zwar Zuſchüſſe zur Be
ſchaffung der Beköſtigung in der Garniſon desgleichen bei
Märſchen und bei Uebungen u ſ w hat die Kommiſſion
1702 092 Mark für Preußen geſtrichen entſprechende Summen
in den Etats für Sachſen und Württemberg

Ohne Debatte ſchließt ſich das Haus dem an
Die Kommiſſion hat auch bei den Titeln S baulichen

Unterhaltung der Magazingebäude und zu kleineren Neubauten Grundſtäcserwerbingen c kleinere Summen geſtrichen

Generallieutenant Frhr v Funck erſucht die Forderungen
der Militärverwaltung unverkürzt zu bewilligen

Abg Dr Hammacher nl betont über den Grundſatz
daß an werden müſſe ſeien Alle einig Hier aber handle
es ſich nicht um eine Erſparniß ſondern um eine Vertheuerung
und Erhöhung der Ausgaben des Reichs Wie kann man an
der Unterhaltung der Vermögensſubſtanz etwas erſparen wollen
Eine nicht zur richtigen Zeit vorgenommene Reparatur verurſacht
bald höhere Koſten es ſei alſo urkomiſch hier etwa ſparen zu
wollen Macht man jetzt die Ausgaben nicht ſo werde man
im nächſten Jahre deſto größere Ausgaben machen muſſen Er

igen und beantrage dies hiermit
ſt alſo das Haus werde die Poſition nach dem Etat be

aleZeitnug Halle Mittwoch 7 März 1894

Abg Dr Lingens Ctr hält es ebenfalls für ſachlrichtiger diefe Poſitkon nicht zu bemängeln und e i
Abg Frhr v Stumm tritt ebenfalls für die volle

wie J Kichter meint d
Abg Richter meint dagegen die Sache ſei in der Kommſſtongenau geprüft worden etwas Neues ſ hle nicht vorgebracht

worden Die Abſtriche beträfen überhaupt nicht Reparaturen
n Neubanuten und betragen auch nur 8 Proz der geforderten

umme
Generallieutenant v Funck Jn Wirklichkeit handelt es

ſich doch um eine Kürzung der Reparaturkoſten Und dann
wo fängt die Reparatur an wo hört Retabliſſementbau auf
Alles wird von Seiten der Militärverwaltung auf das
ſamſte bemeſſen wird der Fonds gekürzt ſo müſſen wir noth
wendige Bauten zurückſtellen

Das Haus beſchließt hierauf unter Ablehnung des Antrages
Hammacher entſprechend dem Kommiſſions antrage

Beim Kapitel 26 Ausrüſtung der Truppen bemerktAbg Dr Hammacher nl Lch möchte meine Anfrage
aus der Kommiſſion wiederholen in wieweit anläßlich des
kaiſerlichen Erlaſſes betr die Verringerung der Belaſtung der
Infanterie auf dem Marſche die Verſuche bisher zu einem Re
ſultate geführt haben

Kriegsminiſter von Bronſart Jch bin dem Abgeordneten
Dr Hammacher dankbar dafür daß er mir Gelegenheit gegeben
hat zu erklären daß ich dem Allerhöchſten Befehl auf Entla
der Jnfanterie auf dem Marſche Folge gegeben und Sr Maj
Vorſchläge gemacht habe welche darauf hinausgehen daß die
Belaſtung der von den Jnfanteriſten zu tragenden Gegenſtände
um etwa 13 bis 14 Pfund wird vermindert werden Beifall
Wir können das natürlich uicht von heute auf morgen machen
ſondern müſſen erſt verſuchen ob im Laufe dieſes Jahres etwa
bis zum Schluß der Herbſtmanöver ſich die von uns angeſtrebten
Maßnahmen praktiſch bewähren Jch glaube aber es wird
möglich ſein Beifall

Auch in Kapitel 27 Garniſonverwaltungs und
Servisweſen hat die Kommiſſion an den zu baulichen Unker
haltungen zu Retabliffementsbauten und zu kleineren Umbautenim prekpchen Etat geforderten Summen 500 000 Mk abgeſetzt

Abg Dr Hammacher bittet die höhere Summe zu
bewilligen

b Generallieutenant Frhr von Funck unterſtützt diefen Wunſch
während

Abg Richter widerſpricht
Abg Frhr v Stumm faſt unverftändlich ſcheint ebenfalls

gegen den Kommiſſionsantrag ſich zu erklären
Darauf wird das Kapitel nach den Vorſchlägen der

Kommiſſion angenommen
Zum Kapitel Militärmedizinalweſen bemerkt
Abg Lingens Ztr daß unter den Katholiken Selbſt

morde weniger häufig vorkämen als unter den anderen Kon
feſſionen er glaube daß wenn man den einzelnen Selbſtmord
fällen in der Armee nachginge man wohl auch hier dieſelbe
Erfahrung machen würde Dieſe Erſcheinung laſſe ſich nur
nen erklären daß die Katholiken das Sakrament der Buße

tten
Das Kapitel wird bewilligt
Zu Kapitel 34 Titel 1 Reifekofſten und Tagegelder

beantragt die Kommiffion folgende Reſolution
Den Reichskanzler zu erſuchen

a Einleitung zu treffen daß die Reifekoſten und Tage
gelder der Reichsbeamten der Angehörigen des Reichsheeres
und der Marine einer Regelung im Wege eines Reichsgeſetzes
unterworfen werden

b Dabei in Erwägung zu ziehen auf welche Weiſe für
Dienſtreiſen auf Eiſenbahnen und Dampfſchiffen die wirk
ſamſte Einrichtung zu treffen iſt daß die Reiſekoſten mit
möglichſter Beruckſichtigung der wirklichen Auslagen zur
Vergütung kommen

Geh Rath Plath Der erſte Theil der Reſolution iſt für
die verbündeten Regierungen unannehmbar weil er darauf
hinausgeht ein ganz neues Recht an Stelle des beſtehenden
Syſtems zu ſetzen Gegen die Tendenz des zweiten Theiles der
Refolution erheben dagegen die verbündeten Regierungen Be
denken nicht Denn auch ſie gehen davon aus daß die Militär
perſonen und Beamten aus ihren Dienſtreiſen kein Geſchäft
machen ſollen ſondern im großen Ganzen durchſchnitlich nur
ihre wirklichen Auslagen erſetzt erhalten

Abg Bebel Soz Die Reſolution iſt in der Kommiſſion
das Reſultat einer mehrmaligen Abſtimmung geweſen und man
war darin allgemein einig daß die Reiſekoften vollſtändig er
ſetzt werden müſſen daß aber die Reiſeentſchädigungen kei

Bereicherung ſein und nicht einer ſeinſollen wie das jetzt durchweg der Fall ſei Jch ha e Liqui
dation eines höheren Offiziers der nach Potsdam zum Vortrag
zum Kaifer befohlen war Dieſer Offizier hat für dieſe
Reiſe die ihn doch wohl nur einen halben Tag in Anſpruch
genommen hat 43 Mark Entſchädigung liquidirt Ein
Offizier der von Schanghai hierher kommandirt
worden iſt hat für Reifeentſchädigung 4000 Mark bekommen
Solche hohen Entſchädigungen dürfen auf Koſten des Reiches
nicht gewährt werden Jch bitte um Annahme der Reſolution

Geh Rath Plath Jch bemerke dem Vorredner daß ichmich ja gegen den zweiten Theil der Reſolution in keiner
Weiſe erklärt habe

Die Reſolution wird hierauf in ihren beiden Theilen
genehmigtz ebenſo das betreffende Etatskapitel

Zum Kapitel 38 Techniſche Jnſtitute der Artillerie pldirt
Abg Schall konſ für Heranziehung des Militärfiskus

zur Kommunalſteuer und fragt an welche Folge die bezügliche
Petition Spandau s gehabt habe

Generalmajor von Goßler An dieſer Frage ſſt in erſter
Linie die Reichsfinanzverwaltung betheiligt Es ſchweben über
dieſe Frage zur Zeit noch Verhandlungen und et eine ge
richtliche Entſcheidung aus Sollte uns die der
Kommunalſteuer auferlegt werden ſo wird das ſ
im Etat ſeinen Ausdruck finden

Das Kapitel wird bewilligt
Zu Kapitel 41 Titel 3 Zur Unterßütz von Unteroffizieren und Gemeinen mit Familie ne die Kom

miſſen en rDie verbündeten Regierungen zu erſuchen für die Hinter
bliebenen ſolcher Militärperſonen des aktiven Dienſtes und
des Beurlanbtenſtandes welche in Folge der bei Friedens
übungen erlittenen Beſchädigungen geſtorben ſind eine
ſprechende Fürſorge treffen zu wollen

Ohue Debatte wird die Reſolntion angenommen



iegsminiſter von Bronſart Der Abg Bachemim Minne m ember ger es wa
i Kaiſermanövern eine große Anzahl von Land

r ß ſtorben ſeien wie erwehrleuten in Folge von Strapazen
in Zeitungen geleſen habe und er theilte dabei zugleich mit
daß er felbſt Landwehrleute geſehen habe die vollſtändig

r und von denen einige wie ihm geſagt hätten
wohl kaum noch zu retten ſein würden Jch habe domals eine
gelegentliche Antwort zuge gt und kann dieſelbe jetzt dahin

daß im Ganzen drei Landwehrbrigaden gebitdet waren
denen im Ganzen 13 444 Landwehrleute ſich befanden Ven

ad Landwehrleuten ſind wie ich zu meiner Freude mit
en kann nur im Ganzen zwei geſtorben und keiner davon

in Folge von Strapazen Der eine war zum Fenſter heraus
en und kam dadurch ums Leben und der andere ſtarb

Königsberg an Lungenentzündung Es geht daraus hervor
auch die Leute welche Abg Bachem geſehen hat nicht

ben ſind Von den eingezogenen Landwehrleuten ſind im
zen 14 ausgeſchieden in Folge von Juvalidität die

kann ſich allerdings noch vermehren Bei den Reſerviſten
nd einige Todesfälle mehr vorgekommen doch nur 2 in Folge

von Hitzſchlag im Ganzen ſind es 15 die Zahl iſt alſo auchhier keine ſche Hrehe ßAbg Dr Bachem Ctr Jch habe dieſe Angelegenheit
Per zur Sprache gebracht weil ſie unwiderſprochen ihren Eingang

die Zeitungsſpalten gefunden hatte Die Strapazen der
Manöver nehmen aber dauernd zu und daher wird die Gefahr
immer größer daß die Landwehrleute dieſen Strapazen erliegen
Aus dieſem Grunde möchte ich doch meine Anregung auf bald
möglichſte Einführung einer geſetzlichen Entſchädigung für die
Familien ſolcher bei den Manövern verunglückten Landwehr
männer aufrecht erhalten
unſerem Geſetze Beifall

Kriegsminiſter v Bronſart Jch erwidere dem Vor
Perr daß wir ſchon ſeit Jahren nach dieſer Richtung thätig

nd

Das Kapitel wird bewilligt ebenſo ohne weitere Debatte
der Reſt des Militäretats bis auf dem Titel 138 des Extra
ordinariums betr den Neubau eines Kommandanturgebäudes in
Metz worüber die Berathung in einer früheren Sitzung aus
geſetzt worden war Die Kom miſſion beantragt die für dieſen
Neubau als erſte Rate geforderten 14 000 Mk zu ftreichen
wogegen Abg v Podbielski konſ die Wiederherſtellung des
Titels verlangt

Das Haus beſchließt ohne Debatte entſprechend dem Kom
miſſionsantrage

Damit iſt der Militäretat erledigt
Nächſte Sitzung Mittwoch 2 Uhr Geſetz betr Auf

hebung des Jdentitätsnachweiſes
Schluß 6 Uhr

Preußiſcher Landtag
Abgeordneteuhans

29 Sitzung vom 6 März
1t Uhr Am Miniſtertiſche Dr Boſſe u A
Die zweite Berathung des Kultusetats wird beim Titel

Beſoldung des Miniſters fortgeſetzt
Abg Stötzel Jch habe im vorigen Jahre eine Nieder

laſſung der Franziskaner in Eſſen angeregt Der Miniſter gab
anheim in einer Eingabe nochmals darum einzukommen Auf dieſe
Eingabe erfolgte ein ablehnenderseſcheid weil die ſchon in die Wege
geleitete Errichtung von neuen Pfarreien dem Seelſorgebedürf
niß genügen würde Dieſe Abweiſung hat in der Bevölkerung
aufs ſchmerzlichſfte berührt Gerade eine Arbeiterbevölkerung
wie in Eſſfen die aus der ganzen Welt zuſammengeſtrömt iſt
bedarf einer intenſiven Seelſorge Jch erkenne ja an daß der
Miniſter nach beſtem Ermeſſen gehandelt hat aber die Ange
legenheit iſt ſo wichtig daß ſie nicht unerörtert bleiben kann
Wenn der Miniſter ſich nur einmal die Früchte einer Miſſion
angeſehen hätte würde er ſeine ablehnende Haltung nicht ein
genommen haben Sehr richtig im Centrum Für außer
ordentliche Zuſtände bedarf es auch außerordentlicher Mittel
Sehr wahr im Centrum Darum haben wir von Anfang

an unſere Augen auf die Orden gerichtet welche ſchon durch
ihr bloßes Beiſpiel durch die von ihnen geübte Entſagung auf
die Bevölkerung ſegensreich wirken Auch auf proteſtantiſcher
Seite benutzt man in außerordentlichen Verhältniſſen außer
ordentliche Mittel Was iſt denn die Stadtmiſſion anders Man
hat eben erkannt daß man mit den gewöhnlichen Mitteln nicht
mehr ausreicht Das Volk ſagt jetzt in Eſfen die Regierung wolle
lieber Sozialdemokraten als Franziskaner Widerſpruch Es iſt
traurig daß man die Befriedigung des religiöſen Empfindens
des Volkes in das diskretionäre Ermeſſen der Regiernng gelegt
hat Jn Bezug auf die Seelſorge und den Religionsunterricht
geht es doch nicht an das religiöſe Empfinden des Volkes ein
ſchwenken zu laſſen wie die Unteroffiziere Wir fordern nicht
einmal das was man den Wilden in Afrika nicht verſagt hat
Wir glauben dazu ein Recht zu haben nicht nur als Katho
liken ſondern auch als Bürger des Staats Gerade in dieſer

ſollte man doch bald andere Wege einſchlagen Wer die
eichen der Zeit beachtet wer das Anwachfen des Unglaubens

ſieht der muß zu der Ueberzeugung kommen hier muß abge
holfen werden und dem armen Volke Erreltung werden vom
geiſtigen und leiblichen Untergang Beifall

Miniſter Dr Boſſe Jch bin an das Geſetz gebunden
meine Aufgabe iſt es nur es niemandem zu Leide und
niemandem zu Liebe anszuführen Die Erlaubniß einer Ordens
niederlaſſung ift an den Nachweis des Bedürfniſſes gebunden
und von ſämmtlichen Jnftanzen die wir gefragt haben iſt das
Bedürfniß für eine Ordensniederlaſſung in Eſſen nicht aner
kannt worden ſondern es iſt ausgeſprochen daß eine Ver
mehrung der ordentlichen Pfarrſtellen dem ſeelforgeriſchen Be
dürfniß genüge Mein katholiſcher Referent und auch ein Erz
biſchof hat dieſen Standpunkt vertreten Auch Sie Centrum
ſtehen ſich beſſer wenn der Miniſter nach dem Geſetze und
nicht nach Stimmungen in ſolchen Fragen vorgeht Letzteres
mag momentan bequemer ſein aber erſteres iſt für alle Theile
beſſer

Porſch Ctr glaubt daß die Prüfung ob ein

Eine Lücke beſteht hier jedenfalls in

Abg Dr
ſeelſorgeriſches Bedürfniß vorliegt nur den kirchlichen Behörden
überlaſſen ſein müſſe und er bedaure daß die Regierung nicht an
erkenne daß in ſo bewegten Zeiten unter den jetzigen Arbeiter
verhältniſſen nichts ſo ſegensreich wirken könne wie die Seel
orge durch Ordenslente Wenn ein einzelner katholiſcher Geiicher anderer Anſicht ſei ſo komme dies nicht i

Miniſter hätte ſich mit dem zuſtändi ifin Verbindung ſetzen ſollen n m
einen Geſetzentwurf entweder in dieſer odergendthint

der nächſten Seſſion einzubringen wonach bei Prüfung des

hier ſ Sprache im Oſten ſtehe er anf dem Standpunkt des Grafen
Balleſtrem Er wünſche daß in Oberſchleſien die Lehrer die

olniſch künnen auch an Schulen kommen in denen polniſcheKap ſind Er fürchte daß die Regierung oft falſche Berichte

aus den Provinzen mit polniſcher Bevölkerung ſeitens der
Staatsbehörden über die polniſchen Verhältniſſe bekommen habe
auf Grund deren dann unrichtige Maßregeln getreffen würden
Jetzt ſei der Religionsunterricht in den oberſchleſiſchen Schulen
ſogar gekürzt worden Sodann müſſe er hier noch hervorheben
daß der Schulrath von dem ein Regierungskommiſſar
bebanptet hätte er habe die oberſchleſiſchen Schulen poloniſiren
wellen ein grunddentſcher Mann geweſen ſei der ans einer
vollſtändig dentſchen Gegend ſtammte Aber er ſei ein Pädagoge
geweſen und habe die Anſicht vertreten daß ein ſegensreicher
Unterricht nur in der Mutterſprache erfolgen könne Die Ver
hältniſſe auf dem Schulgebiete ſeien in den öſtlichen Provinzen
keine befriedigenden und die Frage des polniſchen Unterrichts
ſei eine ſoziale FrageMiniſter Dr Boſſe Jch habe mich über die polniſche
Sprachenfrage ſchon ſo ausführlich erklärt daß ich nicht geglaubt
hätte darauf noch einmal zurückkommen zu müſſen Jch betone
nochmals daß in den Seminarien Lehrer in der polniſchen
Sprache in Schleſien jetzt ausgebildet werden damit ſie im
Stande ſind auf der Unterſtufe Religionsunkerricht zu ertheilen
Was die Reſultate des deutſchen Unterrichts anlangt ſo ſind
dieſelben im Allgemeinen befriedigend und von katholiſch kirch
licher Seite iſt anerkannt worden daß in Schleſien in der
Mittel und Oberſtufe der Religionsunterricht in der deutſchen
Sprache mit gutem Erfolge ertheilt werden kann Darauf
fußen wir und ſehen nicht ein daß wir eine Umwälzung auf
dem ganzen Schnlgebiete dort vornehmen ſollen Der Schulrath
Vogedein hatte den Grundſatz die deutſche Sprache ſoll nur in
jener Provinz Gegenſtand des Unterrichts und nicht Unterrichts
ſprache ſein Wir ſtehen aber auf dem Standpunkt daß die

r Sprache vor allem Unterrichtsſprache ſein ſoll Beifall
rechts

Abg Letocha Ctr wünſcht für Oberſchleſten eine Aus
dehnung des Religionsunterrichts in polniſcher Sprache auch auf
die Mittel und Oberſtufe

Abg Herrmann Ctr ſpricht denſelben Wunſch betreffs
Weſtpreußens aus Das jetzige Syſtem fei ein ganz erfolgloſes
und führe zum Unglauben und zur Sozialdemokratie Wenn
man den Wunſch der Polen auf dieſem Gebiete erfülle dann
wird man ſie als treue preußiſche Staatsbürger erhalten Die
Mutterſprache müſſe für die Ertheilung des Religionsunterrichts
freigegeben werden

Abg Stanke Ctr tritt ebenfalls für die Ertheilung des
Religionsunterrichts in der Mutterſprache und die Ertheilung
des polniſchen Leſe und Schreibunterrichts in allen Stufen der
Volksſchule für Oberſchleſien ein

Abg v Heydebrand und der Laſa konſ bemerkt daß in
Oberſchleſien in den letzten 10 Jahren eine ganz bedeutende
Poloniſirung ſtattgefunden habe Das müſſe einen doch be
denklich machen und man müſſe in einer ſolchen Bewegung kein
Zeichen von Schwäche geben und ein Entgegenkommen in der vom

Vorredner Richtung könnte ſo aufgefaßt werden
Der Miniſter habe ſich ja bereit erklärt utraquiſtiſche Lehrer
anzuſtellen und andexerſeits käme er den Polen in Oberſchleſien
entgegen weiter gehen könne er aber nicht und dazu liege auch
kein Bedürfniß vor Jhm komme es ſo vor als wenn den
Herren zu den Polen die polniſche Bewegung von Ober
ſchleſien bereits zu ſtark geworden und über den Kopf gewachſen
wäre und daß ſie jetzt ihre Konzeſſionen zu machen ſich ge
zwungen ſehen an die ſie ſonſt nicht gedacht haben würden

Abg Dr Porſch Ztr hält den Rückgang der Germani
ſirung in Oberſchleſien für eine Folge der unglückſeligen
Schulpolitik Darum mahne er den Miniſter nochmals eine
Aenderung in dieſem Syſtem eintreten zu laſſen Von einer
zu ſtarken den Polen und uns ſelbſt unbequemen Agitation
könne keine Rede ſein Dem Miniſter gegenüber äußere er den
Wunſch daß auf den Seminarien in Oberſchleſien der Unter
richt der polniſchen Sprache obligatoriſch eingeführt werde

Abg Szmula Ztr iſt der Anſicht daß wenn alle Geiſt
lichen eine Aenderung in der Ertheilung des polniſchen Religions
unterrichts als nothwendig anerkennen der Miniſter dieſer
Autorität folgen müſſe Daß eine Poloniſirung Schleſiens er
folge müſſe er beſtreiten Eine polniſche Agitation ſei dort
vorhanden aber daran ſei eben die falſche Schulpolitik Schuld
Wenn man eine andere Politik auf dieſem Gebiete einſchlage
würde die Agitation aufhören und nicht wie der Miniſter
meinte neue Nahrung erhalten Er bitte den Miniſter dafür
zu ſorgen daß an allen Schulen Lehrer ſich befänden die des
Polniſchen mächtig ſeien daß auch in den Gymnaſien der
fakultative Unterricht im Polniſchen ertheilt werde und daß an
der Univerſität Breslau die früher dort vorhandene polniſche
Verbindung wieder geſtattet werde

Abg v Schalſcha Ztr erklärt die Verhältniſſe in
Oberſchleſien ganz genau zu kennen und aus dieſer Kenntniß
heraus müſſe er den geſtrigen Aeußerungen des Abg v Putt
kamer entgegentreten Darüber daß es Lehrer gebe die kein
Polniſch ſprechen könnten ärgerten ſich die Leute und ſprächen
abſichtlich nur noch polniſch Widerſpruch Jhm ſei ein
ſolcher Fall bekannt aus der Gegend von Nikolaiken wo dies
bei einer Kontrolverſammlung von den Leuten ſelbſt zugeſtanden
ſei als man ſich darüber wunderte daß ſie unter ſich nur
polniſch ſprachen während das früher nicht der Fall geweſen
ſei Die polniſchen Kinder verlernten meiſt in kurzer Zeit das
Deutſch wieder das ſie in der Volksſchule gelernt hätten Es
ſeien bei den polniſchen Mädchen wie er beobachtet habe nur
polniſche Gebetbücher in Gebrauch Heiterkeit Das Verhalten
mancher polniſcher Zeitungen könne er nur bedauern beſonders
gelte das von der Zeitung Kattolik Er bitte den Miniſter
die Rathſchläge von Männern welche die Verhältniſſe kennen
und hier ihre Klagen vorbringen nicht in den Wind zu ſchlagen
Jedenfalls müſſe für Schleſien derſelbe Zuſtand eingeführt
werden wie er in Poſen jetzt beſtehe Das würde der groß
polniſchen Agitation in Oberſchleſien ſoſort ein Ende machen

Abg Dauzenberg Ztr führt aus daß die Erklärungen
des Kultusminiſters einen unerwartet ablehnenden Jnhalt bei
der ganzen Kultusdebatte gehabt hätten ſo höflich ſie auch der
Form nach geweſen ſein mochten Namentlich t der Miniſter
das Verlangen nach Wiederherſtellung einer katholiſchen Abtheilung abſolut abgelehnt und atlärt daß die frühere lalholiſche

Abtheilung ein gegenſeitiges Mißtrauen h und ſo
das Vertrauen das bei einer gemeinſamen Arbeit nothwendig
ſei zerſtört habe Es ſei merkwürdig daß man davon früher
nie etwas gehört habe Jn andern Ländern beſtänden doch noch
ähnliche Einrichtungen ſo in Baiern eine evangeliſche Abthei

lung und in ſei den r endie r hrer Angelegenheiten vollſtändig ſelbſt überlaſſen
Bedürfniſſes die de geiſtlichen Behörden mit heran
6ezogen werden müſſen Betreffs des Unterrichts in polniſcher

lichkeit einer gemeinſamen Arbeit geführt hätten Sr würden u Kediglfch r ne
liſchen Räthen behandelt Auch das Vermögensverwaltungswolle der Miniſter nicht abändern ſondern habe erklärt s

Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten ſich für dies Geſetz
ausgeſprochen hätten unddaß auch katholiſche Biſchöfeund eine Reihe
von Kirchenvorſtänden ſich dafür ausgeſprochen hätten Er
frage nun ob alle Biſchöfe gefragt ſeien und welche Kirchen
vorſtände ſich mit dem Gefetze einverſtanden erklärt hätten Das

ganze Prinzip der Gemeindevertretung ſei ein der katholiſchenKirche vollſtändig fremdes Er ſei überzeugt daß neten

95 Proz um nicht zu ſagen 99 Proz aller katholiſchen
Kirchenvorftände ſich gegen das Geſetz erklären würden wenn
man ſie frage Es müſſe doch ſchon die Staatsklugheit die
Miniſter veranlaſſen die Wünſche eines Drittels der Bevölkerung
u erfüllen Betreffs der katholiſchen Orden müſſe er hervorſehen daß die Katholiken mit dem jetzigen Zuſtande auf dieſem

Gebiete nicht zufrieden ſeien ſondern eine Zulaſſung aller Orden
die die Blüthe des Katholizismus ſeien verlangten

Miniſter Dr Boſſe Meine Aeußerung über die katholiſche
Abtheilung galt nicht den einzelnen Räthen die ich vielmehr für
tüchtige rechtſchaffene und treue Beamten halte und es würdemich ſehr ſchmerzlich berühren wenn einer dieſer Herren meine

Ausführungen als paſnt auffaſſen wollte
Abg v Jazdzewski Pole iſt der Anſicht daß der

Miniſter aus der ganzen Debatte den Eindruck gewonnen haben
müſſe daß die Frage des polniſchen Unterrichts wohl der Er
wägung werth ſei

Damit ſchließt die Debatte und der Titel Miniſter wird
angenommen Beim Titel Vorſteher des Zentralbureaus fragt

Abg Dr Sattler nat an ob die in letzter Zeit gegen die
Stiftung mons pietatis erhobenen Angriffe eine Grundlage hätten

Miniſter Dr Boſſe erwidert dieſelben feien G Theil
unbegründet ein anderer allerdings werde ihm vielleicht Ver
anlaſſung geben eine Vereinfachung der Verwaltung dieſer
Stiftung vorzunehmen

Der Titel wird bewilligt
Beim Kapitel Evangeliſche Konfſiſtorien erwidert auf eine

Anfrage des Abg Damiek konf
Miniſter Dr Boſſe daß die Frage wie die Bentheim ſchen

Geiſtlichen beurlaubt werden können ſei eine innere Kirchen
angelegenheit der Bentheim ſchen Grafſchaft und des Han
noverſchen Konſiſtoriums

Das Kapitel wird bewilligt
Zum Kapitel Evangeliſche Kirchen und Geiſtliche hat
Abg v Strombeck Ztr den Antrag geſtellt das Haus

der Abgeordneten wolle beſchließen die Regierung zu erſuchen
Ermittelungen darüber anzuſtellen ob und welchen geiſtlichen
Stellen eine gänzliche oder theilweiſe Unterhaltung von der
Staatsregierung auf Grund rechtlicher Verpflichtung geleiſtet
wird zur Zeit ihren Jnhabern ein ſtandesgemäßes Einkommen
nicht gewähren

Da ſich dieſer Antrag ebenfalls auf Kapitel VBisthümer
und zu denſelben gehörige Jnftitute und auf Kapitel
Katholiſche Kirchen und Geiſtliche erſtreckt wird die Ab

ſtimmung über denſelben erſt nach Erledigung des zuletzt ange
führten Kapitels erfolgen

Abg v Strombeck Ztr begründet feinen Antrag und
bemerkt daß die rechtliche Verpflichtung des Staats zu
Leiſtungen für die katholiſchen Geiſtlichen auf Grund der
früheren Säkulariſationen erfolge die ein offenbares Unrecht
geweſen ſeien aus dem der Staat nicht noch jetzt Nutzen ziehen
dürfe ſondern er müſſe die ihm aus den Säkulariſationen zuge
floſſenen Summen für die katholiſchen Zwecke verwenden und
alſo auch für die ſtandesgemäße Bezahlung der Geiſtlichen

Geheimrath Hegel Wenn die Reſolution auf ſolche Pfarr
ſtellen beſchränkt wird für welche der Staat in vollem Umſange
die Zahlungen leiſtet ſo iſt die Regierung bereit in ſolchen
Fällen wo ein Bedürfniß vorhanden iſt Zulage zu gewähren
und thut dies auch jetzt ſchon Aber die Enquete auf ſolche
Fälle auszudehnen wo der Staat nur eine beſchränkte Ver
pflichtung hat kann man ihm nicht zumuthen und es würde
eine ſolche Enquete ganz nutzlos ſein Es kann ja in jedem
einzelnen Falle eine Gemeinde die glaubt daß ihr Unrecht
geſchehe und daß der Staat ſeinen Verpflichtungen nicht nach
komme Beſchwerde erheben Dann wird die Angeregenheit
wohlwollend geprüft werden Uebrigens ſind uns noch faſt gar
keine Fälle angeführt wo der Staat angeblich zu wenig leiſtet
Zu einer Enquete betreffs der Stellen wo der Staat das
Gehalt vollſtändig zahlt ſind wir bereit

Abgg Brandenburg Ztr und Dauzenberg Ztr
treten den Ausführungen des Abg v Strombeck bei und be
tonen daß auch jetzt im Etat wieder für evangeliſche Pfarr
gemeinden höhere Zuſchuſſe ausgeworfen ſeien als für katholiſche
Auf eine weitere Anfrage des Abg Dauzenberg wird vom

Regierungstiſche aus bemerkt daß auf dem linken
Rheinufer der Staat auf Grund des franzöſiſchen Rechts für
Pfarrer beider Konfeſſionen 3 Gehaltsſtnfen zu zahlen habe
nämlich für Pfarrſtellen erſten Ranges 1200 für ſolche zweiten
Ranges 3800 und für ſolche dritten Ranges 400 Francs Von
den katholiſchen Pfarrern erhielten das Gehalt erſten Ranges
ſämmtlich die in Städten angeſtellt ſind die zur Zeit des
franzöſiſchen Konkordats 1000 Einwohner hatten Das Gehalt
zweiter Klaſſe die am Sitze des Friedensgerichts und alle
anderen das Gehalt dritter Klaſſe

Abg Porſch Ztr hält die Veranſtaltung der gewünſchten
Enquete nicht für ſo ſehr ſchwierig und bittet um Annahme
des Antrags Strombeck

Abg Dauzenberg Ztr fragt an wie die Regierung bei
der Dotirung neuer Pfarreien im Rheinland vorgehe

Vom Regierungstiſch aus wird erwidert daß für alleneu zu gründenden Pfertftellen ein Staatszuſchuß von 400 Mk

gegeben werde und daß man eine Aenderung da nicht vornehmen
önne

Abg Dauzenberg Ztr bemerkt daß die evangeliſchen
Pfarrſtellen aber einen Zuſchuß von 800 Mk erhielten und
bittet hier eine geſetzliche eintreten zu laſſen

Auf eine Anfrage des Abg Dor bach erwidert
Geheimrath Hegel daß im Allgemeinen Bedürfnißzuſchüſſe an

Geiſtliche nur gewährt werden wenn die Gemeinden c 30 40/0
Kirchenſteuer und 150 200 Proz Zuſchläge aufbringen müſſen
Wenn der Abg Dauzenberg eine Aſeb che Regelung der Pfarr
verhältniſſe auf dem linken Rheinufer wünſche e glaube ich
d eine ſolche b Regelung leicht den katholiſchen und evan

eliſchen Geiſtlichen ihren Staatszuſchuß ganz nehmen könnte da
ann auch die anderen r nen Staaiszuſchuß haben

wollten und dadurch der Staatszuſchuß für die Rheinprovinz
leicht wegfallen könnte

Darauf wird das Kapitel Evangeliſche Kirchen und
Geiſtliche angenommen

und auch ſei eine evangeliſche Abtheilung Er habe niegehört daß dieſe Einrichtungen Mißtrauen nd der Unmög Sodann vertagt

Mittwoch 11 Uhr Schluß Uhr
o das Haus die weitere Berathung auß
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